
Arbeitskräftemangel:
Ursachen,  Auswirkungen  und
bestehende Massnahmen
geschrieben von Dr. Michael Merker | Juni 23, 2026
Der Bundesrat hat am 22. April 2026 den Bericht «Ursachen und
Auswirkungen von Arbeitskräftemangel» verabschiedet.

Der Bericht hält fest, dass Arbeitskräftemangel für betroffene
Unternehmen mit Herausforderungen verbunden ist, gleichzeitig
jedoch  Anreize  für  Effizienzsteigerungen  und  verbesserte
Arbeitsbedingungen schaffen kann. Bereits laufende sowie in
Prüfung  stehende  Massnahmen  sollen  dazu  beitragen,  die
Rahmenbedingungen  angesichts  des  demografischen  und
strukturellen  Wandels  weiter  zu  verbessern  und  das
Erwerbspotenzial  zu  stärken.

Im internationalen Vergleich zählt die Schweiz weiterhin zu
den Ländern mit einer hohen Erwerbsbeteiligung. Eine wichtige
Rolle  spielt  dabei  die  verbreitete  Teilzeitarbeit,  welche
unter  anderem  die  Vereinbarkeit  von  Beruf  und  Familie
erleichtert. Während die zunehmende Teilzeitarbeit bei Männern
in  den  vergangenen  Jahren  zu  einem  leichten  Rückgang  des
Arbeitseinsatzes geführt hat, ist jener bei Frauen gestiegen.
Gründe dafür sind insbesondere die höhere Erwerbsbeteiligung
sowie höhere Teilzeitpensen. Insgesamt fiel die Zunahme der
Erwerbstätigkeit bei Frauen stärker aus als der Rückgang bei
Männern. Dadurch ist das Arbeitsvolumen in der Schweiz trotz
steigender Teilzeiterwerbstätigkeit insgesamt gewachsen.

Der Bericht zeigt zudem, dass das Erwerbspotenzial älterer
Erwerbspersonen  derzeit  noch  unterdurchschnittlich
ausgeschöpft  wird,  auch  wenn  deren  Arbeitseinsatz  in  den
vergangenen  Jahren  deutlich  zugenommen  hat.
Überdurchschnittlich  hoch  ist  die  Ausschöpfung  des
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Erwerbspotenzials hingegen bei höher qualifizierten Personen.

Arbeitskräftemangel liegt dann vor, wenn die Nachfrage nach
Arbeitskräften das verfügbare Angebot zu den bestehenden Lohn-
und Arbeitsbedingungen übersteigt. Auf der Angebotsseite gilt
insbesondere  die  demografische  Alterung  als  wesentlicher
Treiber.  Auf  der  Nachfrageseite  spielt  die  wirtschaftliche
Entwicklung  eine  zentrale  Rolle:  In  wirtschaftlich  starken
Phasen verschärft sich der Arbeitskräftemangel, während er in
wirtschaftlich schwächeren Zeiten tendenziell zurückgeht.

Zusätzlich  beeinflussen  strukturelle  Veränderungen  die
Entwicklung  am  Arbeitsmarkt.  Dazu  zählen  insbesondere  die
Digitalisierung,  die  zunehmende  Spezialisierung  auf
wissensintensive  Dienstleistungen  sowie  die  ökologische
Transformation.  Diese  Entwicklungen  erhöhen  den  Bedarf  an
spezifischen  Qualifikationen  und  können  bestehende  Engpässe
verschärfen.  Die  Zuwanderung  qualifizierter  Arbeitskräfte
trägt gleichzeitig dazu bei, den Arbeitskräftemangel teilweise
abzufedern.

Für  Arbeitnehmende  kann  ein  erhöhter  Arbeitskräftemangel
positive Auswirkungen haben. Einerseits verbessern sich die
Chancen  auf  dem  Arbeitsmarkt,  andererseits  reagieren
betroffene  Unternehmen  vermehrt  mit  Massnahmen  wie
Weiterbildungsangeboten,  flexibleren  Arbeitsmodellen  oder
höheren  Löhnen.  Dies  zeigt  auch  eine  im  Auftrag  des  SECO
durchgeführte Studie.

Für Unternehmen ist Arbeitskräftemangel dagegen mit Kosten und
Risiken  verbunden.  Dazu  zählen  unter  anderem  steigende
Personalkosten oder Einschränkungen bei der Produktion. Eine
Mehrheit,  der  im  Rahmen  einer  externen  Studie  befragten
Unternehmen geht, davon aus, dass sich die Schwierigkeiten bei
der  Rekrutierung  von  Arbeitskräften  in  den  kommenden  fünf
Jahren weiter verschärfen werden.

Gleichzeitig ist festzuhalten, dass die Arbeitsmarktanspannung



in  der  Schweiz  in  den  vergangenen  Jahren  im  Vergleich  zu
anderen OECD-Ländern eher leicht unter dem Durchschnitt lag.
Dazu  beigetragen  haben  dürfte  insbesondere  die  anhaltende
Zuwanderung von Arbeitskräften.

Grundsätzlich ist der Umfang des persönlichen Arbeitseinsatzes
als individuelle Entscheidung jeder erwerbsfähigen Person zu
respektieren.  Bestehen  jedoch  strukturelle  Hürden  oder
Fehlanreize,  welche  die  Erwerbsbeteiligung  einschränken,
können politische Massnahmen angezeigt sein.

In der Schweiz bestehen bereits verschiedene laufende sowie
geplante  Massnahmen  zur  Verbesserung  der  Rahmenbedingungen.
Dazu  zählen  insbesondere  neue  Impulse  in  der
Arbeitsvermittlung,  der  vorgesehene  Ausbau  der
familienergänzenden  Kinderbetreuung  sowie  die  geplante
Einführung der Individualbesteuerung. Darüber hinaus sieht der
Bundesrat derzeit keinen weiteren Handlungsbedarf.

Seit  50  Jahren  für
Frauenfragen engagiert
geschrieben von Enesa Sefedini | Juni 23, 2026
Bern,  27.01.2026  —  Die  Eidgenössische  Kommission  für
Frauenfragen  EKF  wurde  am  28.  Januar  1976  vom  Bundesrat
eingesetzt. Auch 50 Jahre nach ihrer Einsetzung als ständige
ausserparlamentarische Kommission ist die EKF eine zentrale
Instanz, die auf Bundesebene Themen der Gleichstellung der
Geschlechter sichtbar macht und ihnen mit Grundlagendokumenten
und Empfehlungen Gewicht verleiht.

Die Jubiläumsfeier findet am 23. April 2026 im Beisein von
Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider in Bern statt.
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Obwohl 1971 nach jahrelangem Ringen das Stimm- und Wahlrecht
für Frauen auf nationaler Ebene eingeführt wurde, bestand kein
Gremium,  das  sich  mit  gleichstellungspolitischen
Herausforderungen  auf  nationaler  Ebene  auseinandersetzte.
Ausschlaggebend  für  die  Einsetzung  der  Eidgenössischen
Kommission für Frauenfragen EKF war dann einerseits die 1974
veröffentlichte Studie «Die Stellung der Frau in Familie und
Gesellschaft»  von  René  Levy  und  Thomas  Held.  Die  zwei
Wissenschaftler  zeigten  auf,  dass  Frauen  in  der  Schweiz
schwerwiegend  benachteiligt  und  diskriminiert  wurden.  1975
stärkte die Forderung des vierten Frauenkongresses im UNO-Jahr
der  Schweiz  das  Anliegen,  ein  nationales  Gremium  für
Gleichstellungsfragen zu errichten. Am 28. Januar 1976 wurde
daraufhin die Eidgenössische Kommission für Frauenfragen vom
Bundesrat  eingesetzt  und  Emilie  Lieberherr  als  erste
Präsidentin  gewählt.

Von den Anfängen
Seit  ihrer  Einsetzung  prägt  die  EKF  die  Debatte  über  die
Verwirklichung  von  Gleichstellung  in  unserer  Demokratie,
veröffentlicht  Grundlagen  und  gestaltet  so  die
Gleichstellungspolitik massgeblich mit. Schwerpunktmässig hat
sie  sich  anfänglich  mit  dem  Erarbeiten  von  Daten,
Stellungnahmen  und  Empfehlungen  zur  rechtlichen  und
tatsächlichen  Situation  der  Frauen  beschäftigt  (Gewalt  an
Frauen, Strafvollzug, Eherecht) und lancierte die bis heute
bestehende  Fachzeitschrift  «Frauenfragen».  Die  EKF  war
überdies  massgeblich  an  der  Schaffung  des  Eidgenössischen
Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann EBG beteiligt,
welches seit 1988 besteht. Darüber hinaus arbeitet die EKF zur
politischen  Vertretung  der  Frauen  in  der  Schweiz,  zur
Vereinbarkeit von bezahlter und nicht-bezahlter Arbeit, zur
sozialen Sicherheit und engagiert sich für die Stärkung der
Grund-  und  Menschenrechte.  Seit  Beginn  haben  sowohl  die
grossen Frauen- und Gleichstellungsverbände Einsitz in der EKF
als auch Vertreterinnen und Vertreter der Sozialpartner und
der Wissenschaft.



Heutige Herausforderungen bleiben gross
Auch heute bleiben die Themen drängend: Gewalt gegen Frauen,
Lohnungleichheit, Diskriminierung in der realen und digitalen
Welt sowie eine erstarkte Gegenbewegung auf Fortschritte bei
der Gleichstellung der Geschlechter fordern die Gesellschaft
weiterhin heraus. So hat sich die Kommission in jüngster Zeit
stark mit der Ungleichbehandlung durch algorithmische Systeme
auseinandergesetzt.  Die  heute  20-köpfige  EKF  hat  2025  ein
Rechtsgutachten  veröffentlicht,  welches  den  Schutz  vor
algorithmischer Diskriminierung untersuchte. Darauf aufbauend
hat die Kommission Empfehlungen verabschiedet und an einer
nationalen Konferenz einem breiten Publikum vorgestellt.

2026  wird  der  Fokus  auf  dem  antifeministischen  Backlash
liegen,  der  weltweit  an  Bedeutung  gewinnt  und  sich
diversifiziert. Denn in den letzten Jahren sind Frauenrechte
vermehrt unter Druck geraten – seien es Einschränkungen ihrer
Rechte, Angriffe auf Frauen, die sich öffentlich äussern, oder
eine  verstärkte  gesellschaftliche  Polarisierung.
Gegenstrategien,  um  dem  antifeministischen  Backlash  zu
begegnen, werden im kommenden April in der neuen Ausgabe der
Fachzeitschrift Frauenfragen diskutiert.

Engagement würdigen
Am  23.  April  2026  finden  im  PROGR  in  Bern  die
Jubiläumsfeierlichkeiten statt. Nach der Begrüssungsrede von
Elisabeth  Baume-Schneider,  Bundesrätin  und  Vorsteherin  des
Eidgenössischen Departements des Innern EDI, diskutiert ein
Panel  von  ehemaligen  und  aktuellen  Mitgliedern  der  EKF
zusammen  mit  ausgewiesenen  Gleichstellungsexpertinnen  das
Wirken  der  Kommission  und  die  aktuellen  Herausforderungen.
Weiter wird mit dem Prix EKF eine Frau gewürdigt, die die
Gleichstellungspolitik der Schweiz massgeblich mitgeprägt und
gestaltet hat.
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